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INTERNATIONALER VERBAND ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZÜCHTUNGEN
GENF

DER RAT

Siebenunddreißigste ordentliche Tagung
23. Oktober 2003, Genf

PRÜFUNG DER VEREINBARKEIT DES GESETZES ZUM SCHUTZ VON
PFLANZENZÜCHTUNGEN DES HASCHEMITISCHEN KÖNIGREICHS JORDANIEN

MIT DER AKTE VON 1991 DES UPOV-ÜBEREINKOMMENS

Vom Verbandsbüro erstelltes Dokument

Einführung

1. Mit Schreiben vom 22. Mai 2003 an den Stellvertretenden Generalsekretär der UPOV
ersuchte Herr Trad Al-Fayez, Landwirtschaftsminister, Haschemitisches Königreich
Jordanien (nachstehend „Jordanien“), um Stellungnahme zur Vereinbarkeit des Gesetzes
Nr. 24 von 2000, „Gesetz zum Schutz von Pflanzenzüchtungen“ (nachstehend „das Gesetz“),
das am 2. August 2000 in Kraft trat, mit der Akte von 1991 des UPOV-Übereinkommens
(nachstehend „die Akte von 1991“). Das Schreiben ist in Anlage I dieses Dokument
wiedergegeben. Anlage II [nur in Englisch] enthält eine von der Regierung Jordaniens
vorgelegte Übersetzung des Gesetzes ins Englische.

2. Jordanien hat die Akte von 1991 nicht unterzeichnet. Gemäß Artikel 34 Absatz 2 der
Akte von 1991 hat es eine Beitrittsurkunde zu hinterlegen, um auf der Grundlage der Akte
von 1991 Vertragspartei zu werden. Gemäß Artikel 34 Absatz 3 der Akte von 1991 kann eine
derartige Urkunde nur dann hinterlegt werden, wenn der betreffende Staat den Rat um
Stellungnahme zur Vereinbarkeit seiner Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen der Akte
von 1991 ersucht hat und die Entscheidung des Rates, in der die Stellungnahme enthalten ist,
positiv ausfällt.
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Rechtsgrundlage für den Schutz von Pflanzenzüchtungen in Jordanien

3. Der Schutz neuer Pflanzensorten wird in Jordanien von dem Gesetz und der
Sortenverordnung Nr. (76) von 2002 („die Verordnung“) geregelt. Eine Analyse des Gesetzes
folgt in der Reihenfolge der wesentlichen Rechtsvorschriften der Akte von 1991.

4. Die Ständige Vertretung Jordaniens beim Amt der Vereinten Nationen und anderen
internationalen Organisationen in Genf gab in einer vom 13. Oktober 2003 datierten Note
folgende Erklärung ab: „Gemäß jordanischer Rechtspraxis (Artikel 24 des Bürgerlichen
Gesetzbuches Jordaniens) haben die von Jordanien mittels ordnungsgemäßer Ratifizierung
eines internationalen Vertragswerks oder Beitritts zu einem solchen eingegangenen
internationalen Verpflichtungen Vorrang über die Bestimmungen der innerstaatlichen
Rechtsvorschriften.“ Die Bestimmung in Artikel 24 des Bürgerlichen Gesetzbuches
Jordaniens, die vorsieht, daß im Falle eines Widerspruchs zwischen dem Vertrag und dem
Gesetz der Vertrag maßgebend ist (Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches), wird die
Lücken oder geringfügigen Abweichungen vom wesentlichen Inhalt der Akte von 1991
berichtigen, die in diesem Dokument ermittelt werden.

Artikel 1 der Akte von 1991: Begriffsbestimmungen

5. Artikel 2 des Gesetzes sieht Begriffsbestimmungen vor, die mit den
Begriffsbestimmungen in Artikel 1 der Akte von 1991 vereinbar sind. Insbesondere entspricht
die Begriffsbestimmung der „Sorte“ der Begriffsbestimmung in Artikel 1 Nummer vi der
Akte von 1991. Auch die Begriffsbestimmung des „Züchters“ ist mit der Begriffsbestimmung
in Artikel 1 Nummer iv der Akte von 1991 vereinbar und wird durch Artikel 6 Buchstabe D
des Gesetzes ergänzt.

Artikel 2 der Akte von 1991: Grundlegende Verpflichtung der Vertragsparteien

6. Das Gesetz sieht die Eintragung neuer Sorten vor und erfüllt somit die grundlegenden
Verpflichtungen der Vertragsparteien, wie von Artikel 2 der Akte von 1991 vorgeschrieben.

Artikel 3 der Akte von 1991: Gattungen und Arten, die geschützt werden müssen

7. Artikel 3 des Gesetzes sieht vor, daß „dieses Gesetz auf Sorten von Pflanzengattungen
oder -arten anwendbar ist, die in der gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes zu
erlassenden Verordnung erwähnt sind“. Artikel 3 der Verordnung sieht vor, daß die Liste der
Gattungen und Arten, auf die das Gesetz anwendbar ist, in Anlage I der Verordnung erscheint.
Anlage I enthält eine Liste von 20 Gattungen oder Arten gemäß der Anforderung von
Artikel 3 Absatz 2 Nummer i der Akte von 1991.

Artikel 4 der Akte von 1991: Inländerbehandlung

8. Artikel 7 des Gesetzes sieht vor, daß Ausländer sowie in Jordanien wohnsitzberechtigte
Ausländer den Schutz beantragen können. In diesen Fällen „ernennt der Züchter einen
Rechtsvertreter“ in Jordanien (Artikel 7 Buchstabe C des Gesetzes). Das Gesetz erfüllt die
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Anforderungen der Inländerbehandlung „hinsichtlich der Erteilung und des Schutzes der
Züchterrechte“, wie von Artikel 4 der Akte von 1991 vorgesehen.

Artikel 5 bis 9 der Akte von 1991: Schutzvoraussetzungen; Neuheit; Unterscheidbarkeit;
Homogenität; Beständigkeit

9. Artikel 5 des Gesetzes sieht die Schutzvoraussetzungen gemäß Artikel 5 bis 9 der Akte
von 1991 vor. Genauer ausgedrückt, entspricht Artikel 5 Buchstabe A des Gesetzes der
Voraussetzung der Neuheit gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Akte von 1991. Artikel 5
Buchstabe B des Gesetzes entspricht der Voraussetzung der Unterscheidbarkeit, wie in
Artikel 7 der Akte von 1991 vorgesehen. Artikel 5 Buchstabe C des Gesetzes entspricht der
Voraussetzung der Homogenität, wie in Artikel 8 der Akte von 1991 vorgesehen. Artikel 5
Buchstabe D des Gesetzes entspricht der Voraussetzung der Beständigkeit, wie in Artikel 9
der Akte von 1991 vorgesehen.

Artikel 10 der Akte von 1991: Einreichung von Anträgen

10. Die Artikel 7 und 8 des Gesetzes sehen den Inhalt und die Verfahren für die
Einreichung von Anträgen vor. Das Gesetz enthält keine Bestimmungen, die in Widerspruch
zu Artikel 10 der Akte von 1991 stehen.

Artikel 11 der Akte von 1991: Priorität

11. Artikel 9 des Gesetzes sieht die Bestimmungen über die Priorität gemäß Artikel 11 der
Akte von 1991 vor. Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe C des Gesetzes sieht vor, daß dem
Antragsteller, wenn der erste Antrag im anderen Land zurückgewiesen oder zurückgenommen
wurde, eine Frist von sechs Monaten vom Tag der Zurückweisung oder Zurücknahme an
zugestanden wird, um die erforderliche Auskunft und Unterlage sowie das erforderliche
Material für die Prüfung einzureichen. Die obenerwähnte Frist von sechs Monaten entspricht
der Anforderung nach Artikel 11 Absatz 3 der Akte von 1991, daß dem Züchter eine
angemessene Frist für die obenerwähnten Einreichungen zusteht, wenn der erste Antrag
zurückgewiesen oder zurückgenommen wurde.

Artikel 12 der Akte von 1991: Prüfung des Antrags

12. Die Artikel 10 und 11 des Gesetzes enthalten Bestimmungen über die Prüfung von
Kandidatensorten, die mit Artikel 12 der Akte von 1991 vereinbar sind.

Artikel 13 der Akte von 1991: Vorläufiger Schutz

13. Artikel 13 des Gesetzes sieht einen vorläufigen Schutz gemäß Artikel 13 der Akte von
1991 vor. Nach dem Gesetz Jordaniens erstreckt sich der vorläufige Schutz über den Zeitraum
vom Tag der Veröffentlichung des Antrags bis zum Tag der Eintragung der Sorte.
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Artikel 14 der Akte von 1991: Inhalt des Züchterrechts

14. Artikel 15 des Gesetzes sieht die Bestimmungen über den Inhalt des Züchterrechts vor,
die mit Artikel 14 Absatz 1 der Akte von 1991 über die Handlungen bezüglich des
Vermehrungsmaterials, Artikel 14 Absatz 2 der Akte von 1991 über die Handlungen
bezüglich des Ernteguts und den Bestimmungen von Artikel 14 Absatz 5 der Akte von 1991
über die im wesentlichen abgeleiteten Sorten sowie bestimmte andere Sorten vereinbar sind.

Artikel 15 der Akte von 1991: Ausnahmen vom Züchterrecht

15. Artikel 16 des Gesetzes sieht die von Artikel 15 der Akte von 1991 vorgeschriebenen
Ausnahmen vor. Artikel 16 Buchstabe A des Gesetzes sieht insbesondere die verbindlichen
Ausnahmen vor. Es wird empfohlen, die Durchführungsbestimmungen bezüglich der
verbindlichen Ausnahme nach Artikel 16 Buchstabe A „zum Zwecke der Züchtung neuer
Sorten“ durch folgendes zu ergänzen: „... sowie in Artikel 15 Buchstabe C erwähnte
Handlungen mit diesen Sorten, es sei denn, daß Artikel 15 Buchstabe A Anwendung findet“.

16. Artikel 16 Buchstabe B des Gesetzes sieht die Ausnahme in Artikel 15 Absatz 2 der
Akte von 1991 vor. Es wird empfohlen, am Schluß von Artikel 16 Buchstabe B folgendes
hinzuzufügen: „... wie in den Durchführungsbestimmungen vorgesehen“. Die Akte von 1991
schreibt vor, daß die Ausnahme unter Artikel 15 Absatz 2 „in angemessenem Rahmen und
unter Wahrung der berechtigten Interessen des Züchters“ angewandt wird. Die
Durchführungsbestimmungen sollten diesen Anforderungen Rechtskraft verleihen. In der
Zwischenzeit kann diese Auslassung durch die Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches
(vergleiche Absatz 4 dieses Dokuments) behoben werden.

Artikel 16 der Akte von 1991: Erschöpfung des Züchterrechts

17. Die in Artikel 16 der Akte von 1991 vorgesehenen Bestimmungen über die
Erschöpfung des Züchterrechts sind in Artikel 17 des Gesetzes enthalten.

Artikel 17 der Akte von 1991: Beschränkungen in der Ausübung des Züchterrechts

18. Artikel 21 des Gesetzes enthält Bestimmungen bezüglich der Gründe für die Erteilung
von Zwangslizenzen im öffentlichen Interesse durch den Landwirtschaftsminister. Artikel 21
Buchstabe A erwähnt ferner, daß „der Züchter unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen
Wertes der Lizenz eine angemessene Vergütung erhält“. Diese Bestimmungen entsprechen
der Anforderung in Artikel 17 Absatz 1 der Akte von 1991 über das öffentliche Interesse
sowie der Anforderung der angemessenen Vergütung in Artikel 17 Absatz 2 der Akte
von 1991.

Artikel 18 der Akte von 1991: Maßnahmen zur Regelung des Handels

19. Das Gesetz scheint keine Bestimmungen zu enthalten, die in Widerspruch zu Artikel 18
der Akte von 1991 stehen.
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Artikel 19 der Akte von 1991: Dauer des Züchterrechts

20. Artikel 18 des Gesetzes sieht die Schutzdauer vor: „Die Schutzdauer für die geschützte
Sorte beträgt vom Tag der Einreichung eines Eintragungsantrags an 20 Jahre. Für Bäume und
Rebe beträgt die Schutzdauer 25 Jahre.“

21. Artikel 19 der Akte von 1991 schreibt vor, daß die Dauer vom Tag der Erteilung des
Züchterrechts an berechnet werden sollte. Da das Gesetz festlegt, daß die Schutzdauer am Tag
der Einreichung beginnt, sieht Artikel 18 des Gesetzes die Mindestschutzdauer gemäß der
Akte von 1991 nicht vor. Artikel 18 wird geändert werden müssen, indem „Tag der
Einreichung eines Eintragungsantrags“ durch „Tag der Eintragung“ gemäß Artikel 19 der
Akte von 1991 ersetzt wird. In der Zwischenzeit kann diese Abweichung von der Akte von
1991 durch die Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches (vergleiche Absatz 4 dieses
Dokuments) behoben werden.

Artikel 20 der Akte von 1991: Sortenbezeichnung

22. Artikel 26 des Gesetzes enthält die wesentlichen Bestimmungen von Artikel 20 der
Akte von 1991 über Sortenbezeichnungen. Es wird empfohlen, in den
Durchführungsbestimmungen betreffend diesen Artikel klarzustellen, daß der Registerführer
andere Verbandsmitglieder über Angelegenheiten bezüglich der Sortenbezeichnungen,
insbesondere die Einreichung, Eintragung und Löschung der Bezeichnung, unterrichten sollte.
Eine Behörde eines Verbandsmitglieds der UPOV kann ihre Bemerkungen gegebenenfalls bei
der Eintragung einer Bezeichnung dem Registerführer mitteilen. Ferner wird nahegelegt, daß
Auskünfte über das Verfahren bezüglich der Sortenbezeichnungen, insbesondere Anleitung
zur Prüfung der vorgeschlagenen Bezeichnungen, in die Durchführungsbestimmungen oder
die Empfehlungen bezüglich der Sortenbezeichnungen aufgenommen werden.

Artikel 21 der Akte von 1991: Nichtigkeit des Züchterrechts

23. Artikel 22 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Nichtigkeit, die mit Artikel 21
der Akte von 1991 vereinbar sind.

Artikel 22 der Akte von 1991: Aufhebung des Züchterrechts

24. Artikel 23 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Aufhebung, die mit Artikel 22
der Akte von 1991 vereinbar sind.

Artikel 30 der Akte von 1991: Anwendung der Akte von 1991

25. Artikel 30 Absatz 1 Nummer i der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor,
„geeignete Rechtsmittel für die wirksame Wahrung der Züchterrechte“ vorzusehen. Artikel 29
des Gesetzes sieht vorläufige Maßnahmen und Strafbestimmungen bezüglich der geschützten
Sorten vor. Das Gesetz ist daher mit Artikel 30 Absatz 1 Nummer i der Akte von 1991
vereinbar.
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26. Artikel 30 Absatz 1 Nummer ii der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor,
„eine Behörde für die Erteilung von Züchterrechten zu unterhalten ...“. Artikel 2 des Gesetzes
sieht vor, daß diese Funktion vom Registerführer ausgeübt wird, der vom
Landwirtschaftsminister ernannt wird. Das Gesetz ist daher mit Artikel 30 Absatz 1
Nummer ii der Akte von 1991 vereinbar.

27. Artikel 30 Absatz 1 Nummer iii der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor,
„Mitteilungen über die Anträge auf und Erteilung von Züchterrechten sowie die
vorgeschlagenen und genehmigten Sortenbezeichnungen“ zu veröffentlichen. Artikel 28 des
Gesetzes sieht die Anforderung der Veröffentlichung der vorgeschlagenen und eingetragenen
Bezeichnungen vor, und Artikel 12 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die
Veröffentlichung des Antrags, der die im Gesetz vorgeschriebenen Bedingungen und
Anforderungen erfüllt hat, sowie über die Veröffentlichung der vorläufigen Genehmigung der
Eintragung. Artikel 12 Buchstabe C des Gesetzes sieht vor, daß „die Frist für die
Veröffentlichung, die zu veröffentlichenden Auskünfte, die Verfahren für einen Einspruch
gegen die vorläufige Genehmigung und die Annahme der Eintragung, die Bedingungen für
die Verlängerung der Einspruchsfristen, die amtlichen Mitteilungen und sonstige
Angelegenheiten in einer gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes zu erlassenden
Verordnung dargelegt werden“. Es wird empfohlen, daß die Umsetzung von Artikel 12
Buchstabe C des Gesetzes klarstellen sollte, daß die Veröffentlichung von Auskünften über
die Eintragung geschützter Sorten nach der Einspruchsfrist eingeschlossen ist. Artikel 24 des
Gesetzes sieht auch vor, daß die Entscheidungen über die Nichtigkeit und die Aufhebung von
Sorten im Amtsblatt veröffentlicht werden. Diese Bestimmung erfüllt die Anforderungen von
Artikel 30 Absatz 1 Nummer iii der Akte von 1991.

Allgemeine Schlußfolgerung

28. Das Verbandsbüro schlägt dem Rat daher vor,

a) er möge die Regierung Jordaniens davon unterrichten, daß das Gesetz in seinen
wesentlichen Bestimmungen dem Inhalt der Akte von 1991 entspricht und daß sie eine
Urkunde über den Beitritt zur Akte von 1991 hinterlegen kann;

b) er möge der Regierung Jordaniens außerdem mitteilen, daß sie den Wortlaut ihrer
Gesetzgebung ergänzen möge, wie in den Absätzen 16 und 21 dieses Dokuments dargelegt,
um den Rückgriff auf die Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches (vergleiche Absatz 4
dieses Dokuments) zu vermeiden.

29. Der Rat wird ersucht, die obigen
Informationen zur Kenntnis zu nehmen und
die im vorhergehenden Absatz dargelegte
Entscheidung zu billigen.

[Anlage I folgt]
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ANLAGE I

Herrn Haschemitisches Königreich Jordanien
Rolf Jördens Landwirtschaftsministerium
Stellvertretender Generalsekretär
Internationaler Verband zum Schutz
von Pflanzenzüchtungen (UPOV)
34, ch. des Colombettes
CH-1211 Genf 20
Schweiz

22. Mai 2003

Betrifft: Interesse an einem Beitritt zur UPOV (Verband zum Schutz von
Pflanzenzüchtungen)

Sehr geehrter Herr Dr. Jördens,

das Haschemitische Königreich Jordanien ist im Begriff, infolge seines Beitritts zur
Welthandelsorganisation (WTO) im Jahre 2000 zahlreiche Rechtsvorschriften zu
überarbeiten.

Als Teil dieses Engagements erließ das Haschemitische Königreich Jordanien das
Sortenschutzgesetz. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz wurden kürzlich
gebilligt und ein Registerführer für das neue Sortenschutzamt ernannt.

Das Haschemitische Königreich Jordanien ist daran interessiert, dem Internationalen
Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen – Akte von 1991 – beizutreten.

In der Anlage übersende ich zur Prüfung eine Abschrift des Sortenschutzgesetzes
Nr. (24) von 2000 des Haschemitischen Königreichs Jordanien in arabischer und englischer
Sprache (das englische Exemplar ist keine amtliche Übersetzung) sowie eine Abschrift der
Verordnung über die Sorteneintragung Nr. (76) von 2002 in arabischer Sprache.

Dieses Schreiben verleiht unserem Interesse Ausdruck, dem Verband beizutreten und
die offiziellen Maßnahmen und Verfahren einzuleiten, die für den Beitritt erforderlich sind.

In Erwartung Ihrer Antwort verbleibe ich

Mit vorzüglicher Hochachtung

Trad Al-Fayez
Landwirtschaftsminister

[Anlage II folgt]
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ANNEXE II / ANNEX II / ANLAGE II / ANEXO II

Law No. (24) of the Year 2000
The Law for the Protection
of New Varieties of Plants

Article 1

This Law shall be known as (The Law for the Protection of New Varieties of Plants of the
Year 2000), and shall come into force thirty days after the date of its publication in the
Official Gazette.

Definitions

Article 2

The following terms and phrases, wherever mentioned in this Law, shall have the meanings
designated hereunder, unless otherwise indicated by context:

Ministry: Ministry of Agriculture.

Minister: Minister of Agriculture.

Plant Variety: The hierarchy of the plants in the Plant Kingdom shall be from
the grouping, to the rank, to the family, to the genus, to the
species, to the variety.

Variety: Any plant grouping within a single botanical taxon of the lowest
known rank, irrespective of whether the conditions for the grant
of the protection right are fully met, and is defined by the
expression of the characteristics resulting from a genotype or
combination of genotypes, distinguished from any other plant
grouping by the expression of at least one of the said
characteristics, and considered as one unit with regard to its
suitability for being propagated without changing any of its
characteristics.

The Protected Variety: The variety that is registered according to the provisions of this
Law.

Breeding: To breed, or to discover and develop, a new plant variety.

Breeder: The person who bred, or discovered and developed, a new plant
variety, or his successor in title.

The Registrar: The New Plant Variety Registrar, nominated by the Minister.

The Register: The New Plant Variety Register.
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Article 3

The provisions of this Law shall apply to varieties under the plant genera or species which
shall be specified in the Regulation to be issued in accordance with the provisions of this
Law.

Article 4

A- A Register named “The New Plant Variety Register” shall be established at the
Ministry, under the supervision of the Registrar, in which records shall be maintained of
all information related to the new plant varieties, their denominations, names of their
breeders, addresses, certificates of registration, and any changes thereto resulting from
procedures and legal acts including the following:

1-  Any assignment, transfer of ownership, or license to use it granted by the owner to others,
subject to the provisions of confidentiality in the license agreement.

2-  The hypothecation or detention placed upon the protected variety or any restriction on the
use of the variety.

B- The Register and the documents related to the rights granted for the breeder shall be
available to the public. The growing tests and any other necessary tests provided for in
this Law should also be available to the public, in accordance with the Instructions
issued by the Minister for this purpose, which shall be published in the Official Gazette.

C- The Ministry may maintain computerized records for the registration of varieties and the
related data. Such data and documents retrieved therefrom and certified by the Registrar
shall be valid proof against others, unless the interested party proves otherwise.

Registration of New Plant Varieties

Article 5

The variety may be registered if the following conditions are met:

A- If it is new, in the sense that, at the date of filing the application or the date of the
priority stated in paragraph (A) of Article (9) of this Law, as the case may be, the
propagating or multiplication or harvested material of the variety has not been sold or
otherwise disposed of to others, by or with the consent of the breeder, for purposes of
exploitation of the variety according to the following:

� For more than a year inside the Kingdom, and for more than four years outside the
Kingdom.

� For more than six years outside the Kingdom, in the case of trees and vines.

B- If it is distinct, in the sense that, it is clearly distinguishable from any other variety
whose existence is a matter of common knowledge at the date of the filing of the
application. In particular, the filing of an application for registering another variety, or
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for the entering in an official register of varieties in any country, shall be deemed to
render that other variety a matter of common knowledge from the date of the
application, provided that the application leads to the registration of the variety and to
the granting of a breeder’s right.

C- If it is uniform, in the sense that it is sufficiently uniform in its relevant characteristics,
subject to the variation that may be expected from the particular features of its
propagation.

D- If it is stable, if its relevant characteristics remain unchanged after repeated
propagation, or in the case of a particular cycle of propagation, at the end of each such
cycle.

Article 6

The right to register the variety shall be as follows:

A- To the breeder or to whom the variety right passes thereafter.

B- To all the persons participating in its breeding, if it was the result of their joint efforts,
provided that it is registered equally and jointly between them, unless agreed
otherwise.

C- To the first breeder to file an application, if the breeding was independently made by
more than one person.

D- To the employer, if the breeding was a result of an employment contract, which
requires the employee to carry out such breeding, unless otherwise stipulated by the
contract.

Article 7

The registration of a variety shall be as follows:

A- An application for registration shall be filed with the Registrar on the form designated
for this purpose, stating the botanical taxon of the variety, the suggested denomination,
and any other issues or data specified in the Regulation issued in accordance with the
provisions of this Law.

B- The application shall be limited to only one variety, and the required fees shall be
collected.

C- If the application was filed by a non-national person in the Kingdom or a non-resident,
the breeder shall appoint a legal representative in the Kingdom.

Article 8

A- The date of receiving the application by the Registrar shall be considered the date of
filing, provided that the application fulfills all the legal requirements, and attached



C/37/16
Annexe II / Annex II / Anlage II / Anexo II

page 4 / Seite 4 / página 4

thereto all the data indicating the identity of the applicant and a sample of the variety  to
be registered .

B- Where the Registrar finds that the application has not fulfilled the requirements stated in
paragraph (A) of this Article, he shall invite the applicant to fulfill such requirements or
to make the necessary amendments within thirty days of notification, and shall record
the date of fulfilling such requirements as the date of filing of the application. Otherwise
the Registrar may consider, by a decision taken for this purpose, the applicant as
abandoning the application, and his decision maybe appealed to the Higher Court of
Justice within sixty days of its notification.

Article 9

A-1. The applicant for a variety registration may claim application priority, for an application
submitted by him and filed on a prior date in a country with which the Kingdom is a
party in a treaty to protect the intellectual property, provided that the application is filed
in the Kingdom within a period not exceeding twelve months, calculated from the day
following the date of filing of the first application.

2. If the application for registration includes a priority right, according to clause (1) of this
paragraph, the Registrar may require the applicant within three months from the date of
filing of an application, to submit a copy of the documents which constitute the first
application certified to be a true copy by the office with which it was filed. The
Registrar may also request the applicant to submit any samples or evidence to prove that
the variety which is the subject matter of both applications is the same. The date of
filing of the application for registration in this case shall be the same date by which the
application was filed in the other country.

B- If the applicant fails to prove the priority right according to paragraph (A) of this
Article, the application shall be registered as of the date of filing with the Registrar.

C- The applicant may request an additional period of two years after the expiration of the
priority period, to provide the Registrar with the information, documents and materials
required according to the Law, for the purpose of examination according to Article (10)
of this Law. However, if the first application was rejected or withdrawn in the other
country, the applicant shall be given six months from the date of rejection or withdrawal
of the application, to submit the information, documents, and material required for the
test.

Article 10

A- The variety shall undergo a technical examination to verify the following:

1. It belongs to the botanical taxon stated in the application for registration.

2. It fulfills the requirements of distinction, uniformity and stability stated in
paragraphs (B, C and D) of Article (5) of this Law.

B- The examination provided for in clause (2) of paragraph (A) of this Article shall be
made under the supervision of the Ministry in one of the following methods:
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1. To rely on growth and germination examinations, and any other essential exams
or tests, made by a technical authority inside or outside the Kingdom, if such
tests or exams are carried out in environmental conditions consistent with the
environmental conditions in the Kingdom; or,

2. The Ministry itself may carry out the tests and exams stated in clause (1) of this
paragraph, or through any authority on its behalf and on the breeder’s expense.

C- A Technical Committee of experts shall be formed by virtue of Instructions issued by
the Minister to verify the results of the tests and exams stated in paragraph (B) of this
Article in order to conclude the procedures of the registration of the variety, provided
that such Instructions specify the other tasks of the Committee, including the way it
functions, makes its decisions, and all other matters related thereto.

Article 11

A- The Registrar may require the applicant to furnish all the related information,
documents, and required materials to carry out the technical examination provided for in
Article (10) of this Law, within the period specified in the Regulation issued according
to this Law. If such information, documents and materials are not furnished, the
Registrar shall have the right to issue a decision that would deem the applicant to have
abandoned his application. The Registrar’s decision in this regard may be appealed to
the Higher Court of Justice within sixty days of its notification.

B- The exam provided for in Article (10) of this Law is for the purpose of approving of the
registration. The exam may also be carried out after the registration for the purpose of
verifying the stability and uniformity of the variety.

Article 12

A- If the application fulfilled all the conditions and requirements provided for in this
Law, the Registrar shall announce its acceptance, and shall grant the applicant with
a preliminary approval, which shall be published in the Official Gazette after
collecting the required fees. The announcement shall include the plant variety and
its denomination.

B- Any person shall be entitled to oppose the registration of any new plant variety at
the Registrar within ninety days of the publication of the preliminary approval in the
Official Gazette.

C- The period for publication, information to be published, procedures for opposition
of preliminary approval of accepting the registration, conditions for extending the
periods for opposition, notifications, and other matters shall be specified in a
Regulation issued in accordance with the provisions of this Law.
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Article 13

The applicant shall be entitled to a temporary protection between the period of the publication
of the application in the Official Gazette and the date of the registration of the variety; the
applicant may use the variety within this period, and take the procedures to prove any
infringement thereof.

Article 14

If no opposition on the registration of the variety was submitted, or if it was rejected, the
Registrar shall register the variety and grant the breeder with a certificate for this purpose
after collecting the required fees.

Protection of the Variety

Article 15

Subject to the provisions of Articles (16) and (17) of this Law:

A- The breeder shall have the right after the registration of the variety to protect it, by
preventing others not having his consent from doing the following, in respect of the
propagating material of the protected variety for commercial use:

1. Production or reproduction (multiplication),

2. Conditioning for the purpose of propagation,

3. Offering for sale,

4. Selling or other marketing activities,

5. Exporting,

6. Importing,

7. Stocking for any of the purposes mentioned in this paragraph.

B- The acts referred to in paragraph (A) of this Article in respect of harvested or reaped
material, including entire plants or parts of the plants, obtained through the
unauthorized use of propagating material of the protected variety shall require the
authorization of the breeder, unless the breeder has had reasonable opportunity to
exercise his right in relation to the said propagating material.

C- The provisions of paragraphs (A) and (B) of this Article shall also apply to the
following varieties:

1. Varieties, which are essentially, derived from the protected variety where
the protected variety is not itself an essentially derived variety. A variety
shall be deemed to be essentially derived from another variety if the
following conditions are met:
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- if it is predominantly derived from the initial variety, or from a variety that is
itself predominantly derived from the initial variety, while retaining the
expression of the essential characteristics that result from the genotype or
combination of genotypes of the initial variety,

- if it is clearly distinguishable from the initial variety,

- and if, except for the differences which result from the act of derivation, it
conforms to the initial variety in the expression of the essential characteristics that
result from the genotype or combination of genotypes of the initial variety.

2. Varieties which are not clearly distinguishable in accordance with paragraph (B)
of Article (5) of this Law from the protected variety.

3. Varieties whose production requires the repeated use of the protected variety.

D- In particular, essentially derived varieties may be obtained as a result of the selection of
natural or induced mutants, or the selection of a variant individual from plants of the
initial variety, backcrossing, or transformation by genetic engineering.

E- Any person committing any of the acts stated in paragraphs (A) and (B) of this Article,
shall be considered committing an act of infringement upon the breeder’s right of the
protected variety, and shall be subject to  legal liability, if he knew or if he should have
known that he is infringing upon the breeder’s rights of the protected variety.

Article 16

Notwithstanding what is stated in Article (15) of this Law, the breeder’s right shall not
include the following:

A- Acts done privately and for non-commercial purposes, for experimental purposes, or for
the purpose of breeding new varieties.

B- Preventing farmers from using for propagating purposes, on their own lands, the product
of the harvest which they have obtained by planting any protected variety, or any
variety covered by clauses (1) and (2) of paragraph (C ) of Article (15) of this Law.

Article 17

A- The breeder’s right does not extend to the acts related to the materials of the
protected variety, or the materials of any variety stated in paragraph (C ) of Article
(15) of this Law, or any materials derived from the said material, which the breeder
had sold or marketed in any other mean in the territory of the Kingdom by himself
or with his consent, unless such acts:

1. Involve further propagation of the variety in question, or

2. Involve the export of the material of the variety, which enables the
propagation of the variety, into a country, which does not protect varieties
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of the plant genus, or species to which the variety belongs, unless the
exportation is for consumption purposes.

B- For purposes of paragraph (A) of this Article, “material” means propagating
material of any kind and harvested material, including entire plants or parts of
plants.

Article 18

The protection period for the protected variety shall be for twenty years beginning from the
date of filing of an application for registration. As for trees and vines, the protection period
shall be for twenty-five years.

Transfer of Ownership, Hypothecation and Detention of the Variety

Article 19

A- The breeder’s rights may be transferred, completely or partially, with or without
compensation, and may be subject to hypothecation or detention.

B- The right on the protected variety may pass, by succession, to the successors.

C- The procedures of the transfer of ownership of the protected variety, its hypothecation,
detention and all other legal acts related thereto, shall be specified in Instructions issued
by the Minister for this purpose, which shall be published in the Official Gazette.

D- The transfer of ownership of a variety and its hypothecation shall not be effective
against third parties prior to the date of its recording in the Register, which shall be
published in the Official Gazette.

Licensing to Exploit the Variety

Article 20

The breeder may grant others a license to exploit the protected variety, by virtue of a written
contract to be registered with the Registrar.

Article 21

A- The Minister may, upon a recommendation from the Registrar, grant the others, without
the breeder’s  consent, a license for the exploitation of the variety if the public interest
necessitates it. In such case, the breeder shall have an adequate remuneration taking into
consideration the economic value of the license.

B- The Minister may, upon his own initiative, or upon the breeder’s request, cancel the
license stipulated in paragraph (A) of this Article if the licensee violates any of the
conditions thereof, or if the reasons for granting it are no longer applicable. This
cancellation shall not affect the related rights of others having interest in the license.
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Nullification and Cancellation of the Registration of the Variety

Article 22

The Registration of a variety shall be considered null in any of the following cases:

A- If it is proved that the variety was not new, or distinct, at the date of filing of the
application, or the date of priority, as the case may be.

B- If it is proved that the variety was not uniform or stable at the date of filing of the
application or the date of priority, as the case may be, if the grant of the breeder’s right
has been essentially based upon information and documents furnished by the breeder on
the said date.

C- If the registration was made for a person other than the breeder, contrary to the
provisions of this Law.

Article 23

A- The Registrar may cancel the registration of a variety in any of following cases:

1. If  the technical test stipulated in Article (10) of this law reveals that the stability
and uniformity of the variety is not available anymore.

2. If the breeder does not provide the Registrar with the information, documents or
materials deemed necessary for verifying the maintenance of the characteristics of
the variety.

3. If the breeder fails to pay the annual required fees.

4. If the breeder does not propose, where the denomination of the variety is
cancelled after the registration, a suitable denomination for the protected variety.

B- For purposes of implementing clauses (2), (3), and (4) of paragraph (A) of this Article,
the Registrar shall notify the breeder of the cancellation decision, provided that the
cancellation takes place only after the period specified in the Regulation issued in
accordance with this Law.

Article 24

The Registrar shall record in the Register, the decision of the nullification of the registration
of the variety or its cancellation, and such, decision shall be published in the Official Gazette.

Article 25

All the Registrar’s decisions are subject to appeal to the Higher Court of Justice within sixty
day from the date of its notification.
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The Variety Denomination

Article 26

A- Each variety shall be registered with a denomination, which shall be considered its
designation. The denomination may consist of a word, combination of words,
combination of words and figures, or combination of letters and figures, whether it has
a meaning or not. It may not consist solely of figures except where this is an established
practice for designating varieties, provided that the denomination enables the variety to
be identified in all cases.

B- If the denomination had already been used for the variety in the Kingdom, or in any
country, or proposed or registered in any other country, no other denomination may be
used for the purpose of registration, unless there is ground for the refusal of the
denomination, and another denomination shall be registered for the variety in the
Register.

C- It is prohibited to use, or register any denomination identical or similar to another
denomination which designates the variety, in a manner that might cause confusion in
relation to an existing variety of the same plant species or a closely related species,
whether such denomination was registered or known in the Kingdom, or any other
country. Such prohibition shall remain even after the expiration of the exploitation of
the variety, if the denomination acquired a certain connotation relating to the variety.

D- Subject to paragraph (E) of this Article, any person who offers for sale, sells or
otherwise markets propagating material of a protected variety shall be obliged to use
the denomination of the variety, even after the expiration of the protection period.

E- Prior rights of third parties shall not be affected, by reason of the use of a denomination
of a variety, in such a case, the Registrar shall require the breeder to propose another
denomination for the variety.

F- When a variety is offered for sale or marketed, it shall be permitted to associate a
trademark, tradename or other similar indication with a registered variety
denomination, if such denomination is easily recognized.

Article 27

A denomination of a variety may not be registered if:

A- It is contrary to the provisions of the Law.

B- It is contrary to the public order and morality.

C- It is liable to mislead or to cause confusion concerning the characteristics,
value, identity, or geographical origin of the variety, or the identity of the
breeder.
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Article 28

The proposed denomination of the variety shall be specified in the application. The
registration of denominations, its publication and periods related to such, shall be specified in
a Regulation issued according to the provisions of this Law.

Provisional Measures and Penalties

Article 29

A- The breeder of a protected variety, when filing a civil lawsuit to prevent the
infringement on his rights in the protected variety, or during the hearings, may petition
the competent Court for the following, provided that the petition is attached with a bank
guaranty or a cash deposit accepted by the Court to take any of the following measures:

1- Stop the infringement.

2- Place a provisional detention on the infringed variety wherever found.

3- Preserve the evidence related to the infringement.

B-1. The breeder of a protected variety, may, prior to filing a lawsuit petition the Court to
take any of the measures provided for in paragraph (A) of this Article, provided that the
petition is attached with a bank guarantee or a cash deposit accepted by the Court,
without notifying the counter-party.  And the Court may approve his petition if he
proves any of the following:

� That his rights had been infringed upon,

� That such infringement is imminent and there is a possibility to cause
damages of irrepairable harm,

� That there is a demonstrable risk of evidence being disappeared or destroyed.

2. If the breeder of the protected variety fails to file the lawsuit within eight days from the
date the Court approves his petition, all measures taken in this regard shall be nullified.

3. The counter-party may appeal the court’s decision regarding the provisional
measures to the Court of Appeal within eight days of his notification or
acknowledgment. The decision of the Court of Appeal in this regard shall be final.

4. The counter-party may claim compensation for damages he suffered, if it was
proved that the petitioner was unlawful in his petition regarding provisional
measures, or if the petitioner failed to file his lawsuit within the period specified
in clause (2) of this paragraph.

C- The defendant may claim compensation for the damages he suffered  if the end-result of
the lawsuit proved that the plaintiff’s claims are invalid.
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D-  The Court may request expert opinions in all cases.

E- The Court may order the confiscation of the infringed variety, and the  tools and
materials mainly used in the infringement upon the protected variety. The Court may
also order destruction of the variety, and materials and tools, or their use for non-
commercial purposes.

General Provisions

Article 30

A- The Council of Ministers shall issue the necessary Regulations for implementing the
provisions of this Law, including specifying the annual fees for renewal of registration,
and all other fees that should be collected in accordance with the provisions of this
Law.

B- The Instructions referred to in this Law shall be published in the Official Gazette.

Article 31

The Prime Minister and the Ministers shall be responsible for implementing the provisions of
this Law.
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